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Frühjahrs-
session

1. 
Wo.

Sommer-
session

Herbstsession Wintersession
Sonder-
session

2. 
Wo.

3. 
Wo.

3 
Ta-
ge

1. 
Wo.

2. 
Wo.

3. 
Wo.

1. 
Wo.

2. 
Wo.

3. 
Wo.

1. 
Wo.

2. 
Wo.

3. 
Wo.

27. Feb. –
17. März 2023

2. – 4. 
Mai 2023

30. Mai –
16. Juni 2023

11. – 29. 
September 2023

4. – 22. 
Dezember 2023

Kommissions-
sitzungen

Jan. Feb. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez.

Zusätzlich zu den Sessionen und Kommissions-/Delegatio nssitzungen finden Sitzungen von 
parlamentarischen Gruppen, Informationsveranstaltun gen und andere Anlässe statt.

Eidg. Wahlen
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Montag

14:30 – 19 Uhr
(gelegentlich 

Abendsitzung bis 
21 Uhr)

Nationalratssitzung

8 – 13 Uhr

Nationalratssitzung

Dienstag

14:45 – 17:30 Uhr

Fraktionssitzungen

8 – 13 Uhr

Nationalratssitzung

Mittwoch

15 – 19 Uhr

Nationalratssitzung

8 – 13 Uhr

Nationalratssitzung

Donnerstag

15 – 19 Uhr
(nur 3. 

Sessionswoche)

Nationalratssitzung

8 – 10 Uhr
(nur 3. 

Sessionswoche)

Nationalratssitzung

Freitag

Anreise für 
Parlamentarier 

mit langem 
Anreiseweg 

(Graubünden, 
Tessin usw.)

Rückreise

7 Uhr
Ev. Komm.-Sitzung

Mittagspause Mittagspause Mittagspause

Anschliessend: 
Abendessen, sowie 

Vorbereitung für 
nächsten Sessionstag

Anschliessend: 
Abendessen, sowie 

Vorbereitung für 
nächsten Sessionstag

Anschliessend: 
Abendessen, sowie 

Vorbereitung für 
nächsten Sessionstag

7 Uhr
Ev. Komm.-Sitzung

7 Uhr
Ev. Komm.-Sitzung
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Stärke der Fraktionen im 
Nationalrat

SVP: 55

SP: 39

Die Mitte: 31

Grüne: 30

FDP: 29

GLP: 16

Quelle: www.parlament.ch

Präsident (Mitte)

1. Vizepräsident (SP)

8 Stimmenzähler

2. Vizepräsidentin (FDP)
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Stärke der Fraktio-
nen im Ständerat

Die Mitte: 14

FDP: 12

SVP: 8

SP: 6

Grüne: 5

GLP: -

2. Vizepräsidentin (Grüne)

1. Vizepräsidentin (SP)

Stimmenzähler (FDP)

Quelle: www.parlament.ch
Präsidentin (Mitte)
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� Feier „175 Jahre Bundesstaat“

� 23.3950, 23.3851 Paradigmenwechsel in der Asylpolitik. Unterbinden von 
Migrationsrouten - Bekämpfung von Schlepperwesen und Kriminalität

� 23.3777, 23.3832 Keine 10-Millionen-Schweiz!

� Verhältnis Schweiz-EU

� 21.047 Sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energien (Mantelerlass)

� Transparenzregeln für die Politikfinanzierung

� Legislaturbilanz der NZZ

� Tagesanzeiger-Prognose für den 22. Oktober 2023

� Fake News zum angeblichen Rücktritt von SVP-Bundesrat Guy Parmelin

� Diverse weitere Geschäfte

8

1

2

3

4

5

6

7

8

9
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1 Feier „175 Jahre Bundesstaat“
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2 23.3950, 23.3851 Asylpolitik-Paradigmenwechsel. Unt erbindung Migrationsrouten, Bekämpfung Schlepperwes en

� Alle Parteien ausser die 
SVP lehnten den 
Vorstoss
„Paradigmenwechsel in 
der Asylpolitik. 
Unterbinden von 
Migrationsrouten –
Bekämpfung von 
Schlepperwesen und 
Kriminalität“ ab. 

� Immerhin wurde mit 92 
zu 83 Stimmen ein 
Antrag angenommen, 
dass auf Asylanträge 
von Asylsuchenden aus 
sicheren Drittstaaten 
ausnahmslos nicht mehr 
eingetreten werden soll 
(Motion 23.3533).
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3 23.3777, 23.3832 Keine 10-Millionen-Schweiz!

� Die Schweiz hat die Grenze von 9 
Millionen Einwohnern überschritten -
37 Jahre früher als vom Bundesrat 
noch 2014 bei der Abstimmung über 
die SVP-Masseneinwanderungs-
initiative vorhergesagt. 

� Dies hat Auswirkungen auf alle 
Bereiche unseres Lebens: Staus, 
überfüllte Züge, überlastete Spitäler, 
importierte Kriminalität, 
Energieknappheit, sinkendes Niveau 
in den Volksschulen sinkendes Pro-
Kopf-Einkommen usw. 

� Die SVP forderte, endlich 
Höchstzahlen und Kontinente für die 
Zuwanderung (gemäss Art. 121a der 
Bundesverfassung) einzuführen. 
Weder der Nationalrat noch der 
Ständerat unterstützen den Vorstoss.



TA / 2. Oktober 2023

������$�.����
��=����������������=�����$�	����)����������,�*
4'��	����	
�/���,�������#�
#��
������)���������
��,	��������8

12

4 Verhältnis Schweiz-EU
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5 21.047 Sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Ene rgien (Mantelerlass)

� Der Mantelerlass will den Weg 
ebnen für eine höhere Strom-
produktion mit Solar-, Wind- und 
Wasserkraftanlagen im Inland. 

� In allen Stromproduktions-
bereichen soll es künftig einen 
Vorrang gegenüber dem 
Naturschutz geben. 

� Im Fokus stehen 16 Wasserkraft-
projekte.

� Zudem findet sich in der Vorlage 
eine Solarpflicht für Neubauten mit 
mehr als 300 Quadratmetern 
anrechenbarer Fläche. 

� In der Schlussabstimmung nahm 
der Nationalrat den Mantelerlass 
mit 177 zu 19 Stimmen und der der 
Ständerat einstimmig an. 
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6 Transparenzregeln für die Politikfinanzierung
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7 Legislaturbilanz der NZZ
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8 Tagesanzeiger-Prognose für den 22. Oktober 2023
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9 Fake News zum angeblichen Rücktritt von SVP-Bundesra t Guy Parmelin
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� Mit der vorgeschlagenen Gesetzesänderung (22.053) setzte der Bundesrat eine vom 
Parlament überwiesene Motion des Waadtländer SVP-Nationalrats Jean-Pierre Grin um. 
Vorgesehen war, den maximalen Abzug für Versicherungsprämien und Zinsen von 
Sparkapitalien für Alleinstehende von 1‘800 auf 3‘000 Franken zu erhöhen. Für Ehepaare 
sollte neu ein Pauschalabzug von 6‘000 statt 3‘600 Franken möglich sein und für Kinder 
oder unterstützungsbedürftige Personen neu einer von 1‘200 statt 700 Franken. Nachdem 
der Ständerat bereits nicht auf die Vorlage eingetreten war, trat der Nationalrat mit 103 zu 
72 Stimmen bei 8 Enthaltungen nicht auf die Vorlage. Die anderen Parteien, ausser SVP 
und FDP, machen damit nichts zur Entlastung der Prämienzahler

Linksgrün will 
keine höheren 

Steuerabzüge für 
Explodierende 

Krankenkassen-
prämien

Diverse weitere Geschäfte10

� Nur die SVP und die FDP unterstützen einen vollen Steuerabzug der von den 
Steuerpflichtigen getragenen Krankheits- und Unfallkosten. Damit gab der Nationalrat 
zwei parlamentarischen Initiativen von SVP-Nationalrätin Céline Amaudruz (21.475, 
21.460) mit 100 zu 73 bei 4 Enthaltungen keine Folge. Die obsiegende linksgrüne 
Mehrheit und die Mitte argumentierten, Steuersenkungen würden die Gesundheitskosten 
nicht senken. Zudem wurden Mindereinnahmen von 200 Mio. Franken bei der direkten 
Bundessteuer und 1 Mia. bei den Einkommenssteuern befürchtet.

Linksgrün will 
keinen Abzug der 

Gesundheits-
kosten bei den 

Steuern

� Die Mehrheit des Nationalrats, darunter SVP und FDP, unterstreicht das wichtige 
Engagement und die Arbeit nicht festangestellter Einsatzkräfte im präklinischen 
Rettungswesen. Diese Mehrheit unterstützte auch die damit verbundene Forderung, die 
Entschädigungen an diese Einsatzkräfte nicht der Einkommenssteuer zu unterstellen. Mit 
95 zu 92 Stimmen bei 2 Enthaltungen nahm die grosse Kammer die Motion (23.3139) an. 
Als nächstes befindet der Ständerat darüber. 

Steuerbefreiung 
von Entschädi-

gungen an Miliz-
Einsatzkräfte im 
Rettungswesen
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� Eine Motion von SVP-Nationalrat Piero Marchesi (23.3052) fordert, dass AHV- und IV-
Renten gemäss des Vorbildes des Kantons Tessin steuerlich entlastet werden sollen. 
Damit sollte die steigende Belastung der Rentner in der Schweiz gelindert werden. Der 
Bundesrat verwies in seinem Antrag auf Ablehnung aber darauf, dass dies nur wenigen 
Personen zu Gute kommen würde. Die Mitte-Links Mehrheit des Nationalrates war 
ebenfalls nicht der Auffassung, dass AHV- und IV-Bezüger steuerlich entlastet werden 
sollen, und lehnte die Motion mit 132 zu 55 Stimmen bei 5 Enthaltungen ab. Die Motion ist 
somit erledigt.

Keine steuerliche 
Entlastung von 

AHV- und IV-
Bezügern 

Diverse weitere Geschäfte10

� Eine Motion (23.3162) forderte die Möglichkeit auf kantonaler Ebene Steuerabzüge für 
Dach- und Fassadenbegrünungen vorzusehen. Die Forderung einen solchen Steuerabzug 
zuzulassen, war unabhängig der Motivation der Motionärin, einen Beitrag gegen den 
Klimawandel zu leisten, weitgehend unbestritten. Die Motion wurde mit 162 gegen 9 
Stimmen bei 9 Enthaltungen angenommen. Als nächstes berät der Ständerat die Motion. 

Steuerabzüge 
für Dach-

begrünungen 

� Die grosse Kammer unterstützt das Anliegen (23.3961) personenbezogene KMU 
angemessener zu besteuern mit 118 zu 68 Stimmen bei 3 Enthaltungen. Dabei soll bei 
der Bemessung der Vermögensteuer eine Bewertung nach dem Substanzwert des 
Unternehmens erfolgen. Bei kleineren Unternehmen ist es heute so, dass der theoretische 
Verkehrswert des Unternehmens oft nicht dem tatsächlichen Marktwert entspricht, 
sondern eine Überbesteuerung darstellt. Der Ständerat wird als nächstes die Motion 
beraten.

Personen-
bezogene 

Gesellschaften 
tiefer besteuern
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� Eine Motion von SVP-Ständerätin Esther Friedli (23.3846) forderte den Bundesrat auf, die 
geplante Einführung der Anforderung von 3.5 Prozent Biodiversitätsfläche im Ackerbau um 
ein Jahr auf den 1. Januar 2025 zu verschieben. Die Verschiebung führe zu einer 
besseren Akzeptanz und eine effizientere Umsetzung der Massnahme. Die Motionärin
konnte auch auf die Unterstützung von Bio Suisse und den Bauern Verband zählen. Mit 30 
zu 9 Stimmen wurde die Motion angenommen. Sie wird nun vom Nationalrat behandelt. 

Verschiebung 
Einführung 3.5% 
Biodiversitäts-

förderfläche auf 
2025 

Diverse weitere Geschäfte10

� Die Motion (21.4467) verlangt, dass die Schneckenzucht neu zur Landwirtschaft zählt und 
die Schnecken als Nutztiere gelten. Mit 146 zu 31 Stimmen bei 13 Enthaltungen 
unterstützte die grosse Kammer dieses Anliegen. Damit würde die Diversifizierung der 
Landwirtschaft gefördert. Als nächstes entscheidet der Ständerat. Bislang ist die 
Schneckenzucht in der Landwirtschaftszone nicht erlaubt, weil die Schnecken nicht als 
Nutztiere gelten. 

Schneckenzucht 
zählt neu zur 

Landwirtschaft

� Heute muss das Vieh vom 1. Mai bis zum 31. Oktober auf die Weide. Dies sagen die 
gesetzlichen Bestimmungen in Bezug auf die Direktzahlungen. Der SVP-Nationalrat Erich 
von Siebenthal argumentierte erfolgreich, dass diese Forderung in den Bergzonen nicht 
konsequent umgesetzt werden kann. Seine Motion (22.3216) fordert deshalb, dass die 
spezifischen Anforderungen in Anhang 6 Ziffer 2.1 der Direktzahlungsverordnung (DZV) 
betreffend Weidezeitpunkt für das RAUS-Programm ab Bergzone I so anzupassen sind, 
dass, wenn vegetationsbedingt im Mai und Oktober kein Weidegang möglich ist. Darum 
sollen die Bestimmungen von RAUS, das heisst 13 Mal Laufhof pro Monat, anteilsmässig
zu erfüllen sein. Die Motion wurde mit 105 zu 74 bei 11 Enthaltungen angenommen. Als 
nächstes ist der Ständerat an der Reihe. 

RAUS-
Programm: 

Laufhof statt 
Weidegang muss 

möglich sein
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� In beiden Räten war das Unternehmensentlastungsgesetz in der Schlussabstimmung 
unbestritten (22.082). Damit wird die Motion von Nationalrätin Sandra Sollberger 
umgesetzt, welche eine Reduktion der Regulierungsbelastung für Unternehmen forderte. 
Nun müssen Regulierungen systematisch auf Entlastungspotential überprüft und die 
Regulierungskosten für die Unternehmen transparenter ausgewiesen werden. Beide Räte 
einigten sich darauf, diese Evaluationen nur auf Unternehmen anzuwenden und nicht auf 
Private auszudehnen. Zudem wird keine neue unabhängige Behörde für die Evaluierung 
der Regulierungskosten geschaffen. Die Bundesverwaltung führt die Evaluierung somit 
selbst durch.

Unternehmens-
entlastungs-
gesetz bringt 

Erleichterungen 
für KMU

Diverse weitere Geschäfte10

� Die Standortförderung 2024-2027 (23.028) beinhaltet sechs Finanzierungsbeschlüsse zur 
Finanzierung der Standortpromotion, der Exportförderung, von Innotour, der E-
Government-Aktivitäten zugunsten der KMU, der Finanzhilfe an Schweiz Tourismus und 
der Einlage in den Fonds für Regionalentwicklung in der Höhe von insgesamt 646,13 
Millionen Franken, sowie einen Bundesbeschluss über die Festlegung des 
Mehrjahresprogramms 2024-2031 zur Umsetzung der Neuen Regionalpolitik. Die kleine 
Kammer und der Nationalrat einigten sich, den Betrag nicht zu erhöhen. 

Standort-
förderung 
2024-2027 

� Die Energiesubventionen der EU zu Gunsten ihrer Stahlindustrie schafft einen 
beträchtlichen Wettbewerbsnachteil für die Schweizer Stahlunternehmen. Nach dem 
Ständerat nahm der Nationalrat mit 119 zu 56 Stimmen bei 14 Enthaltungen das Anliegen 
auf. Die Befürworter der Motion argumentierten erfolgreich, dass dem hohen Energie-
konsum der Stahlindustrie, die Verwertung von 100 Prozent Schweizer Schrott sowie der 
generell strategischen Bedeutung der Industrie Rechnung zu tragen sei.

Massnahmen-
paket für 

strompreis-
gebeutelte 

Stahlindustrie 
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� Der Nationalrat nimmt einstimmig ein Bundesgesetz (22.021) an, das ein vereinfachtes 
Verfahren zur Vernichtung von kleinen Postsendungen einführt. Aufgrund der Zunahme 
von internationalen Sendungen (100‘000 Pakete kommen täglich in der Schweiz an) 
werden viele gefälschte Artikel am Zoll beschlagnahmt. In der überwiegenden Mehrheit 
der Fälle wusste der Käufer nichts davon und stimmt der Vernichtung zu. Daher soll das 
Verfahren zur Vernichtung von gefälschten Produkten vereinfacht werden, um die heute 
hohen Kosten zu begrenzen. Im Falle eines Widerspruchs des Käufers kann das bisherige 
Verfahren weiterlaufen.

Vereinfachtes 
Verfahren zur 

Vernichtung von 
Kleinsendungen

Diverse weitere Geschäfte10

� Der Nationalrat lehnt mit 123 zu 65 Stimmen bei einer Enthaltung die allgemeine 
Einführung der 35-Stunden-Woche ab (21.4642, 21.4644). Obwohl diese Vorgehensweise 
im benachbarten Frankreich kläglich gescheitert ist, wollte die Linke damit die Anzahl der 
Arbeitsstunden für einen vollen Lohn drastisch senken. Bereits wurden identische 
Vorstösse im Juni 2023 abgelehnt, was die Linke nicht davon abhielt, dieses Anliegen für 
einen populistischen Wahlkampf zu nutzen. 

Nationalrat 
verwirft 35-

Stunden-Woche

� Der Nationalrat möchte das Angebot an Begleitprogrammen für Personen, die aus der 
Prostitution aussteigen, ausbauen. Die SVP lehnte den Antrag ab, da es schwierig 
nachzuvollziehen ist, weshalb diese Personen durch ein Bundesprogramm angesprochen 
werden sollten. Nach der Annahme mit 190 zu 75 Stimmen bei 5 Enthaltungen geht das 
Geschäft (22.3980) in den Ständerat.

Bund soll 
Ausstieg aus der 

Prostitution 
erleichtern
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� Nachdem die EU ihren regelmässigen Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) präsentiert, soll 
der Bundesrat der Bundesversammlung einen Planungsbericht unterbreiten, der erklärt, 
wie die zukünftige Kooperation der Schweiz und der EU aussehen soll. Dabei soll die 
Mehrjahresstrategie der Schweiz sich nur noch nach den Faktoren der EU richten. Einzig 
die SVP stellte sich gegen diesen Vorschlag. Der Nationalrat nahm die neue Regelung mit 
131 zu 45 Stimmen (alle SVP) bei 1 Enthaltung an. Das Geschäft (20.496 „Planungsbericht 
über die Zusammenarbeit mit der EU in den Bereichen ausserhalb des Marktzugangs“) 
geht nun an den Ständerat.

Schweizer EU-
Kooperation soll 

sich nach EU-
Finanzplanung 

richten

Diverse weitere Geschäfte10

� Die APK-N möchte eine ständige Subkommission für Europafragen einrichten. Diese soll 
die wichtigsten Rechtsentwicklungen der EU, welche für die Schweiz relevant sind, 
verfolgen. Unter fadenscheinigen Gründen soll bei der Besetzung dieser Kommission vom 
normalen Verteilschlüssel abgewichen werden – jede Partei soll einen Sitz bekommen. 
Damit wird die Wählerstärke der SVP nicht adäquat repräsentiert. Der Nationalrat stimmte 
am Ende jedoch mit 108 zu 68 Stimmen für die Einrichtung der Subkommission (23.446). 

Nationalrat
schafft APK-N-

Subkommission
für EU-

Entwicklungen

� Vertreter aller Parteien (ausser SVP) fordern, dass der Bundesrat Grundlagen für 
Reparationszahlungen an die Ukraine definiert (23.3264, 23.3265, 23.3266, 23.3267, 
23.3268). Konkret sollen russische Gelder, die in der Schweiz deponiert sind, für den 
Wiederaufbau konfisziert werden dürfen. Die SVP argumentierte vergebens, dass dieses 
Vorgehen rechtstaatlich und völkerrechtlich nicht angebracht wäre, weil dadurch die 
individuellen Eigentumsrechte in der Schweiz nicht mehr garantiert wären. Die SVP 
unterlag mit 123 zu 54 (47 SVP) Stimmen. Die Motionen gehen nun in den Ständerat.

Völkerrechtliche 
Grundlagen für 
Reparations-

zahlungen an die 
Ukraine
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� Der Nationalrat zeigt einmal mehr, dass sein Kompass in der Europapolitik aus dem Lot 
geraten ist. Mit 94 zu 92 Stimmen bei 4 Enthaltungen nimmt er eine Motion (21.4457) an, 
welche die Aufnahme von Gesprächen über einen Beitritt zum Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR) verlangt. Nicht nur, dass diese Lösung 1992 vom Volk 
ausdrücklich abgelehnt worden war. Die Entscheidung des Nationalrats trägt zur 
Verwirrung der europäischen Diplomaten bei und schwächt die Verhandlungsposition der 
Schweiz: Während der Bundesrat gerade die Grundzüge des neuen Verhandlungs-
mandats vorgestellt hat, welche die negativen Auswirkungen der automatischen 
Übernahme von EU-Recht und die Beeinträchtigung der Schweizer Souveränität 
begrenzen soll, trägt die Entscheidung des Parlaments zur Verwirrung bei und verleiht den 
EU-Unterhändlern, die der Schweiz ihr Recht aufzwingen wollen, Rückenwind. Denn ein 
Beitritt zum EWR würde alle Nachteile zusammenfassen, die vor zwei Jahren mit dem 
Rahmenabkommen abgelehnt wurden: Übernahme von EU-Recht, Unterwerfung unter die 
Gerichte der EU, jährlich zu zahlende Marktzutrittsprämie, Unionsbürgerschaft, Zustrom in 
die Schweizer Sozialwerke etc. Die Motion geht nun an den Ständerat.

Aufnahme von 
Gesprächen für 

einen EWR-
Beitritt

Diverse weitere Geschäfte10
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� Der Nationalrat stimmte dem Zahlungsrahmen von 8,8 Milliarden Franken für den 
Unterhalt und Betrieb der Nationalstrassen für die Periode 2024 bis 2027 bereits in der 
Sommersession 2023 zu (23.032). Gleichzeitig hat er 4 Milliarden Franken für den 
Ausbauschritt 2023 genehmigt. Darin sind mehrere Engpassbeseitigungen auf dem 
bestehenden Nationalstrassennetz enthalten. Der Ständerat stimmte der Vorlage nun 
ebenfalls zu und hat zusammen mit dem Nationalrat zusätzlich beschlossen, dass das 
Projekt Le Vengeron-Coppet-Nyon (6-Streifen-Ausbau) in der Westschweiz bis spätestens 
Ende Jahr vom Bundesrat genehmigt werden muss.

Zahlungsrahmen 
Nationalstrassen

2024-2027: 
Ausbauschritt 

2023 

Diverse weitere Geschäfte10

� SVP-Nationalrat Erich Hess fordert in seiner Motion, dass die Autobahn A1 auf den 
Streckenabschnitten Bern-Zürich und Lausanne-Genf auf mindestens sechs Spuren 
ausgebaut wird. Die stetige Zunahme der Staustunden, welche die Wirtschaft jährlich 
Milliarden kosten, machen den Ausbau der in den Sechziger-Jahren gebauten A1 
unumgänglich. Der Bundesrat empfiehlt die Vorlage erfreulicherweise zur Annahme. 
Nachdem der Vorstoss (23.3346) von Links bekämpft wurde, hat ihn der Nationalrat nun 
mit 94 zu 87 Stimmen angenommen. Die Motion geht nun an den Ständerat.

Autobahn A1 auf 
sechs Spuren 

ausbauen

� SVP-Ständerat Marco Chiesa wollte den Bundesrat beauftragen, einen Gesetzesentwurf 
zur Einführung einer Autobahngebühr für die Durchfahrt durch stark ausgelastete 
Alpentunnel vorzulegen. Dieser Gebühr sollten Fahrzeuge bis zu einem Gesamtgewicht 
von 3,5 Tonnen unterstellt werden. Für in der Schweiz zugelassene Fahrzeuge wäre aber 
ein Kostenausgleich vorgesehen gewesen. Der Bundesrat lehnte den Vorstoss (23.3613) 
ab und der Ständerat hat ihn nun mit 15 zu 8 Stimmen bei 13 Enthaltungen versenkt. Die 
Motion ist nun vom Tisch. 

Keine 
Autobahngebühr 
für Alpentunnel 

für ausländische 
Autos 
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� Der Nationalrat hat eine Motion der SVP (21.4363) abgelehnt, welche forderte, alle 
Massnahmen und gesetzlichen Anpassungen vorzunehmen, um den wirtschaftlichen und 
sicheren Langzeitbetrieb der bestehenden Schweizer Kernkraftwerke zu ermöglichen. 
Schlussendlich wurde das Anliegen mit 99 zu 81 Stimmen bei 5 Enthaltungen abgelehnt 
und ist somit vom Tisch.

Keine Stärkung 
Langzeitbetrieb 

bestehender 
KKWs

Diverse weitere Geschäfte10

� Der Nationalrat hat mit 122 zu 55 Stimmen bei 7 Enthaltungen eine Motion von Quadri 
Lorenzo (Lega die Ticinesi) abgelehnt, welche den Bundesrat beauftragen wollte, einen 
Gesetzesentwurf vorzulegen, der den Verzicht auf den Ausstieg aus der Kernenergie 
vorsieht und die Erhöhung der Wasserkraftproduktion begünstigt. Alleine die SVP-Fraktion 
unterstütze das Anliegen, die FDP Fraktion lehnte die Motion ab. Die Motion (21.4557) ist 
somit vom Tisch. 

Doch kein 
Verzicht auf den 
Ausstieg aus der 

Kernenergie

� Der NR hat eine Motion (22.3025) von Mike Egger (SVP) mit 138 zu 54 Stimmen bei 1 
Enthaltung abgelehnt, welche möchte, dass der Bundesrat in den Statistiken auch jeweils 
den Pro-Kopf-Verbrauch aufführt. Die offiziellen Statistiken zum Energieverbrauch oder 
auch zum Treibhausgasausstoss der Schweiz zeigen ein unvollständiges Bild, da sie den 
Fokus auf die Entwicklung des Gesamtverbrauchs bzw. der Gesamtemissionen legen und 
damit die Pro-Kopf-Werte entsprechend vernachlässigen. Für das Monitoring der 
Wirksamkeit der Massnahmen zur Senkung des Verbrauchs und der Emissionen sind 
eben auch die Pro-Kopf-Werte entscheidend, zumal diese Grösse für die Bevölkerung 
verständlicher und motivierender ist als das Total der gesamtschweizerischen 
Entwicklung. Die Motion ist nun vom Tisch.

Keine Statistik 
zum Pro-Kopf-

Energie-
verbrauch
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� Der Ständerat stellt sich grundsätzlich hinter die Neuauflage des CO2-Gesetzes (22.061), 
zeigt sich aber mit seinen bisherigen Beschlüssen weniger ehrgeizig als seine 
vorberatende Kommission. Das revidierte CO2-Gesetz für die Zeit nach 2024 soll im 
Sinne des Klimaübereinkommens von Paris das Netto-Null Ziel bis 2050 in der Schweiz 
umsetzten. Treibhausgas-Reduktionsziele soll die Schweiz nach dem Willen des 
Ständerates zu rund zwei Dritteln im Inland erreichen. Das entspräche etwa 34 Prozent 
Reduktion bis 2030 gegenüber 1990. Der Ständerat entschied, dass ab 2030 neu 
zugelassene Autos noch 45 Prozent der Treibhausgas-Emissionen von 2021 ausstossen
dürfen. Auch geflogen werden soll in Zukunft zurückhaltender. Der Ständerat bewilligte 
eine Beimischquote für erneuerbare Flugtreibstoffe. Weiter beschloss der Rat, dass 
zukünftig auf den Flugtickets die CO2-Emissionen angegeben werden müssen. Die 
Vorlage geht nun in den Nationalrat.

Neuauflage des 
CO2-Gesetzes 

Diverse weitere Geschäfte10

� Der Nationalrat sagt als Erstrat Ja zum indirekten Gegenvorschlag (22.025) zur 
Biodiversitätsinitiative. Das Volksbegehren selbst empfiehlt er zur Ablehnung. Konkrete 
Flächenziele hat er aus der Vorlage gestrichen. Er setzt auf einen qualitativen Ansatz. In 
der Gesamtabstimmung hat sie der Änderung des Bundesgesetzes über den Natur- und 
Heimatschutz und damit zusammenhängenden Erlassen mit 104 zu 83 Stimmen bei 5 
Enthaltungen zugestimmt. Sie bilden die Grundlage für den indirekten Gegenvorschlag 
des Bundesrates. Abgelehnt wurde dieser Gegenvorschlag von der SVP und teilweise 
auch von Mitgliedern der Mitte und der FDP. Die Volksinitiative empfiehlt der Nationalrat 
dagegen mit 101 zu 72 Stimmen bei 19 Enthaltungen zur Ablehnung. Die Vorlage geht 
nun in den Ständerat.

Ja zum 
indirekten 

Gegenvorschlag 
zur 

Biodiversitäts-
initiative 
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� Das Parlament regelt das Bauen ausserhalb von Bauzonen neu und setzt ein 
Stabilisierungsziel für Bauten ausserhalb von Baugebieten. Der Nationalrat hat sich bei 
den letzten Differenzen dem Ständerat angeschlossen. Nicht an einen Standort 
gebundene Nutzungen ausserhalb von Baugebieten, die der wirtschaftlichen Entwicklung 
zugutekommen, sind damit grundsätzlich überall im Land möglich. Auch auf Vorgaben für 
das Montieren von Mobilfunkantennen ausserhalb von Bauzonen haben sich die Räte 
geeinigt. Die Vorlage ist nach dem Willen des Parlaments der indirekte Gegenvorschlag 
zur Landschaftsinitiative (18.077) . Diese will die Trennung von Baugebiet und 
Nichtbaugebiet in der Verfassung verankern. Bund und Kantone sollen dafür sorgen, dass 
ausserhalb von Bauzonen die Zahl der Gebäude und von diesen beanspruchte Flächen 
nicht zunehmen. Herzstück ist ein Stabilisierungsziel: Die Kantone müssen im Richtplan 
festlegen, wie sie ausserhalb der Bauzone die Zahl der Gebäude und das Ausmass der 
Versiegelung stabil halten wollen. Sie müssen dem Bund regelmässig Bericht erstatten 
und falls nötig Anpassungen vornehmen. Dass nicht mehr genutzte Bauten aus der 
Landschaft verschwinden, wollen die Räte mit Anreizen erreichen (Abbruchprämie). Beide 
Räte nahmen das Geschäft in der der Schlussabstimmung einstimmig an.

Ja zum 
Raumplanungs-

gesetz. 
Teilrevision. 2. 

Etappe

Diverse weitere Geschäfte10

� Mit 105 zu 80 Stimmen bei 8 Enthaltungen hiess der Nationalrat eine Vorlage (20.456) 
gut. Gemeinden mit über zwanzig Prozent Zweitwohnungen sollen altrechtliche 
Wohnhäuser leichter umbauen und neu nutzen können. Konkret geht es um Gebäude, die 
vor dem Ja zur Zweitwohnungsinitiative im März 2012 gebaut worden sind. Ein altrechtlich 
erstelltes Wohnhaus soll gemäss Vorlage vergrössert und neu auch unterteilt werden 
können. Die Vorlage geht nun an den Ständerat. 

Lockerung 
Zweitwohnungs-
Beschränkungen 
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� Der Fraktionsvorstoss der SVP forderte den Bundesrat auf, das Bundespersonalrecht 
dahingehend anzupassen, dass der Kündigungsschutz des Bundespersonals die 
Mindestanforderungen des Obligationenrechts nicht übersteigt. Die Vorlage wurde vom 
Nationalrat mit 123 zu 55 Stimmen bei 14 Enthaltungen versenkt. Die Motion (22.3962) ist 
nun vom Tisch.

� Ein weiterer Fraktionsvorstoss der SVP zum Bundespersonal forderte den Bundesrat auf, 
das Bundespersonalgesetz (BPG) vom 24. März 2000 aufzuheben und sich in Zukunft für 
die Arbeitsverträge des Bundespersonals auf das Obligationenrecht zu stützen. Die 
Vorlage (22.3963) wurde vom Nationalrat mit 130 zu 51 Stimmen bei 10 Enthaltungen 
ebenfalls versenkt. Damit ist sie erledigt. 

Nein zur 
Aufhebung des 
Kündigungs-
schutzes im 

Bundespersonal-
recht

Diverse weitere Geschäfte10

� Die SVP-Fraktion forderte die Einführung eines Finanzreferendums (22.3965). Dazu 
wurde eine Änderung des Parlamentsgesetzes und des Finanzhaushaltgesetzes 
beantragt, um das fakultative Referendum auf Bundesbeschlüsse über 
Verpflichtungskredite und Zahlungsrahmen auszudehnen, die neue einmalige oder 
wiederkehrende Ausgaben ab einer bestimmten Höhe nach sich ziehen. Die Vorlage 
wurde vom Nationalrat mit 117 zu 72 Stimmen bei 3 Enthaltungen verworfen.

Einführung eines 
Finanz-

referendums 
abgelehnt
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� Eine Initiative der SP verlangt, dass keine versicherte Person mehr als 10 Prozent ihres 
verfügbaren Einkommens für die Prämien der obligatorischen Krankenpflegeversicherung 
bezahlen muss. Um dies zu erreichen, sollen Bund und Kantone mehr zur Prämienver-
billigung beitragen. Insgesamt würde die Initiative Mehrkosten in Höhe von 4.5 Milliarden 
Franken verursachen. Der Bund soll mindestens zwei Drittel der Kosten tragen, die 
Kantone den Rest. Bundesrat und beide Kammern lehnen die Initiative ab und stellen ihr 
einen Gegenvorschlag gegenüber. Die Aushandlung dieses Gegenvorschlags ist nun 
abgeschlossen. Insgesamt einigten sich beide Räte im Gegenvorschlag für Prämien-
verbilligungen, die Mehrkosten in Höhe von 356 Millionen Franken verursachen. Die 
Kantone werden weiterhin die Kompetenz für die Berechnung der Prämienverbilligungen 
behalten. Neu sollen aber abhängig von der Prämienlast zwischen 3.5 und 7.5% der 
kantonalen Bruttokosten in die Prämienverbilligung aufwenden (21.063).

Prämien-
Entlastungs-

Initiative 
(Maximal 10% 

des Einkommens 
für die Kranken-
kassenprämien)

Diverse weitere Geschäfte10

� Das Parlament hat sich auf einen Gegenvorschlag zur Kostenbremse-Initiative der Mitte 
(21.067) geeinigt. Beide Räte entschieden sich gegen die Initiative und für einen 
Gegenvorschlag. Der Gegenvorschlag sieht im Kern die Einführung von Kosten- und 
Qualitätszielen für das Gesundheitswesen vor. Der Bundesrat soll alle vier Jahre 
Vorgaben für die Leistungen gemäss dem Bundesgesetz über die Krankenversicherung 
festlegen. Für den Fall, dass Ziele nicht erreicht werden, macht er aber keine Vorgaben. 
Weiter soll der Bundesrat zusätzliche subsidiäre Kompetenzen bei den Tarifen für 
stationäre Behandlungen erhalten. Konkret wird gesetzlich verankert, dass der Bundesrat 
Anpassungen an den Tarifstrukturen vornehmen kann, wenn sie sich als nicht mehr 
sachgerecht erweisen und sich die Parteien nicht auf eine Revision einigen können.

Kostenbremse-
Initiative
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� Der Nationalrat fordert in einer Anpassung der Armeebotschaft (23.025), dass 25 
eingelagerte Kampfpanzer des Typs Leopard-2 ausser Dienst gestellt werden und an die 
Herstellerfirma zurückverkauft werden sollen. Ein Antrag der SVP, dass auf die 
Ausserdienststellung verzichtet wird, weil das die Sicherheit der Schweiz gefährden 
würde, wurde mit 25 zu 15 Stimmen bei 3 Enthaltungen abgelehnt. Ein weiterer Antrag, 
der die Wiederindienststellung und Aufrüstung aller verbleibenden Kampfpanzer forderte, 
wurde ebenfalls abgelehnt. In der Gesamtabstimmung wurde die Armeebotschaft vom 
Ständerat mit 38 zu 2 Stimmen bei 3 Enthaltungen angenommen. 

Armeebotschaft 
2023

Diverse weitere Geschäfte10

� Der Bundesrat möchte das ehemalige Munitionslager in Mitholz von jeglichen 
Munitionsrückständen räumen (22.074). Dazu will er insgesamt 2,59 Milliarden Franken 
sprechen. Das Geld wird für die Räumung der Anlage, die Errichtung von Schutzbauten 
entlang der Nationalstrassen, Massnahmen gegen Naturgefahren und die Vernichtung der 
Munition verwendet. Die Räumung soll über 4 Phasen gehen und über mehrere Jahre 
hinweg erfolgen. Auch der Ständerat gab nun einstimmig mit 39 Stimmen und 3 
Enthaltungen grünes Licht für die Räumung des Munitionslagers.

Ehem. 
Munitionslager in 

Mitholz wird 
definitiv geräumt

� SVP-Ständerat Werner Salzmann will keine Verteuerung der Munition für Sportschützen. 
Die Motion ist eine Reaktion auf die Pläne des Bundesrates, welcher möchte, dass sich 
die Preise für die Gewehrpatrone 11 verdoppeln, um damit Sportschützen zu ermutigen 
auf das aktuelle Sturmgewehr 90 umzusteigen, welches mit einer anderen Gewehrpatrone 
schiesst. Mit diesem Vorschlag untergräbt der Bundesrat die Schiesstradition der 
Schweiz. Der Ständerat stimmte der Motion mit 28 zu 10 Stimmen bei 4 Enthaltungen zu. 
Das Geschäft geht nun an den Nationalrat.

Keine 
Verteuerung der 

Munition
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� In der Schweiz wird es künftig verboten sein, sein Gesicht zu verhüllen. Nachdem der 
Ständerat das entsprechende Bundesgesetz (22.065) in der Sommersession 
angenommen hatte, schloss sich der Nationalrat der Vorlage unverändert an. Zwar setzte 
sich Walter Wobmann (SVP/SO) vergeblich dafür ein, die geplante gesetzliche Ausnahme 
für Demonstrationen aufzuheben. Dennoch ist die Annahme des Bundesgesetzes ein 
Erfolg für die SVP, die den entsprechenden Verfassungsartikel in der eidgenössischen 
Abstimmung unterstützt hatte. Im Ständerat wurde die Vorlage in der Schlussabstimmung 
mit 35 zu 4 Stimmen bei 5 Enthaltungen angenommen und im Nationalrat mit 163 zu 31 
Stimmen bei 2 Enthaltungen. 

Bundesgesetz 
über das 
Gesichts-

verhüllungs-
verbot

Diverse weitere Geschäfte10

� Die Vorlage (22.083) hätte eine Regulierungsbremse für Unternehmen eingeführt. Die 
Grundidee dahinter ist, dass Erlasse, die Unternehmen stark belasten, einem 
qualifizierten Mehr unterstellt werden sollten. Nachdem der Ständerat bereits in der 
Sommersession nicht darauf eingetreten ist, folgte ihm auch der Nationalrat. Die grosse
Kammer verwirft die notwendige Änderung des Parlamentsgesetzes und der 
Bundesverfassung mit 96 zu 89 bei 1 Stimme respektive mit 95 zu 92 Stimmen bei 1 
Enthaltung.

Keine 
Regulierungs-

bremse

� Das Parlament wird vorerst kein Veto gegen Verordnungen des Bundesrates einlegen 
können (21.431). Vergeblich stellte Marco Chiesa (SVP/TI) klar, dass dieser 
aussergewöhnliche Mechanismus darauf abzielt, den Geist des vom Gesetzgeber 
beschlossenen Gesetzes zu respektieren. Mit 25 zu 5 Stimmen bei 3 Enthaltungen gab 
der Ständerat dieser parlamentarischen Initiative keine Folge und somit dieser 
langjährigen Forderung des Nationalrats einen Korb.

Zum 7. Mal kein 
Verordnungsveto
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� Parlamentarierinnen, die sich im Mutterschaftsurlaub befinden, können an den Sitzungen 
des Parlaments teilnehmen, ohne ihren Anspruch auf Mutterschaftsgeld zu verlieren. Die 
beiden Kammern einigten sich während der Sitzung auf die Einzelheiten des Erlasses. In 
der Schlussabstimmung wurde das Geschäft im Nationalrat mit 152 zu 41 Stimmen bei 3 
Enthaltungen und im Ständerat mit 37 zu 3 Stimmen bei 3 Enthaltungen angenommen 
(19.311, 20.313, 20.323, 21.311). 

Politische 
Sitzungen 
während 

Mutterschafts-
urlaub

Diverse weitere Geschäfte10

� Während der Nationalrat gegen den Willen der SVP eine Motion (21.4075) für die 
Einführung eines neuen Feiertags am 12. September zu Ehren der Annahme der 
Bundesverfassung angenommen hatte, lehnte der Ständerat diesen Antrag 
oppositionslos. In der Schweiz legen die Kantone die Feiertage fest, mit Ausnahme des 1. 
Augusts. Dieser wurde in einer Volksabstimmung als solcher angenommen.

Kein Feiertag am 
12. September 

� Beide Räte empfehlen in der Schlussabstimmung die Volksinitiative "Für körperliche 
Unversehrtheit und Freiheit" ohne Gegenvorschlag abzulehnen. Der Ständerat tat dies 
einstimmig, der Nationalrat mit 145 zu 49 Stimmen bei 1 Enthaltung. Nur die SVP 
opponierte gegen diesen Entscheid, da gerade während der Covid-Krise die Grundrechte 
in Bezug auf körperliche Unversehrtheit und Freiheit massiv eingeschränkt wurden. 

Volksinitiative 
«Für Freiheit und 

körperliche 
Unversehrtheit» 
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� Bei der Untervermietung von Räumlichkeiten sollen die Eigentümer nach dem Beschluss 
des Ständerates mehr zu sagen haben. Und wenn sie Eigenbedarf geltend machen, 
sollen sie schneller Zugang zum Wohnobjekt bekommen. Bei der Untervermietung von 
Räumlichkeiten sollen Vermieter neu explizit schriftlich Untervermietungen zustimmen 
müssen. Zudem sollen die Vermieter in Zukunft ein ausserordentliches Kündigungsrecht 
erhalten, wenn der Mieter die Voraussetzungen für die Untermiete nicht einhält. Neu soll 
der Vermieter die Untermiete auch verweigern können, wenn eine mehr als zweijährige 
Dauer dieser Untervermietung geplant ist. Dieser Vorlage (15.455, 18.475) stimmte der 
Ständerat mit 25 zu 11 Stimmen zu. 

Missbräuchliche 
Untermiete soll 

vermieden 
werden

Diverse weitere Geschäfte10

� Der Ständerat hiess mit 28 zu 4 Stimmen bei 6 Enthaltungen nach dem Nationalrat zwei 
Anpassungen des Obligationenrechts zu Formvorschriften im Mietrecht gut (16.459, 
16.458). So soll in Zukunft für die Mitteilung einer Zinserhöhung eine auf mechanischem 
Weg nachgebildete Unterschrift auf dem offiziellen Formular ausreichen. Zudem soll für 
die Mitteilung von Mietzinserhöhungen, die in einer Vereinbarung über gestaffelte 
Mietzinse vorgesehen sind, künftig die schriftliche Form genügen. Bisher muss dafür ein 
amtliches Formular verwendet werden.

Anpassung 
Mietvertragsrecht
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Die nächsten Sessionen finden an folgenden Daten statt:
� Winter 2023: 4. – 22. Dezember 2023
� Frühling 2024: 26. Februar – 15. März 2024
� Sommer 2024: 27. Mai – 14. Juni 2024
� Herbst 2024: 9. – 27. September 2024
� Winter 2024: 2. – 20. Dezember 2024

Ein Besuch im Bundeshaus ist wie folgt möglich:
� Als Gruppe bis max. 40 Personen:

– Anmeldung im Internet unter www.parlament.ch: 
Home > Services > Besuch im Parlamentsgebäude > Sessionsbesuche

– Für Rückfragen E-Mail an sessionsbesuche@parl.admin.ch oder Tel. unter +41 58 322 97 11
� Als Einzelperson oder zu zweit:

– E-Mail an mich
– Individueller Besuch im Bundeshaus inkl. Besuch der Wandelhalle

36
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Wählen 
Sie noch 

heute!
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